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Komitee bekämpft die Initiative
EinKomitee aus Bürgerlichen sowie Bauern- undGewerbeverband findet, das Tierwohl sei ausreichend geschützt.

Reto Bieri

Inder Schweiz sollendieVorga-
ben fürdieNutztierhaltungver-
schärft werden. Künftig sollen
mindestens die Anforderungen
von Bio Suisse aus dem Jahr
2018 gelten. Dies fordert die
Massentierhaltungsinitiative,
über die am 25. September ab-
gestimmtwird.

«Unnötig und schädlich»,
lautete die einhellige Meinung
beim Luzerner Gegenkomitee,
das am Dienstag auf dem Hof
Giebel in Rothenburg seine Ar-
gumente präsentierte. Den
Schweizer Nutztieren gehe es
gut und die gesetzlichen Rah-
menbedingungen für ihren
Schutz seien bereits heute aus-
reichend, sagte StänderätinAn-
dreaGmür (Mitte).

Das Tierwohl werde in der
Schweiz grossgeschrieben, be-
tonte auchKomiteemitgliedFa-
bienneBürgisser. InderSchweiz
gibt es laut der Tierärztin aus
Schongau keineMassentierhal-
tung. «Die Höchsttierbestan-
desverordnung von 1980 limi-
tiert die maximale Tierzahl pro
Betrieb.»Zwar seiendieBestän-
de gewachsen. Das bedeute je-
doch nicht, dass das Tierwohl
leide. Eine Studie habe gezeigt,
dass qualitative Tierschutzvor-
gabendasTierwohlmehr schüt-
zen alsHöchstbestände.

EinheimischeProdukte
könnennichtmithalten
Laut SVP-Kantonsrätin und
Bäuerin Vroni Thalmann-Bieri
aus Flühli hat die Schweiz das
weltweit strengsteTierschutzge-
setz. Es bestehe ein Angebot an
Label-undBioprodukten,dieses
sei aber grösser als dieNachfra-
ge. «Die Konsumenten haben
bereits heute dieWahl und ent-
scheiden sich leider häufiger für
die günstigeren Produkte.»

Dennochwill Ständerat Da-
mian Müller (FDP) auf die
Marktmechanismen vertrauen.
«JemehrMenschenBioproduk-
tekaufen,destomehrBauernfa-

milien werden ihre Produktion
umstellen.» Der Hitzkircher ist
dagegen, dass das Angebot
staatlich gesteuertwird. «Tieri-
sche Lebensmittel würden sich
je nach Produkt um 20 bis 40
Prozent verteuern und könnten
mitden Importenpreislichnicht
mehr mithalten, der Einkaufs-
tourismus nähme zu.»

Auchwirtschaftspolitischsei
die Initiative nicht durchdacht,
soMüllerweiter:Künftigdürften
nur nochTierprodukte aus dem
Ausland inderSchweizverkauft
werden,dienachhiergeltenden
Vorschriften gehalten wurden.
«Diese Importauflagen wären
einklarerVerstossgegenunsere
Verpflichtungen gegenüber der
WTO.»

Gegendie Initiativeengagiert
sichauchGLP-Kantonsrätinund
Fraktionschefin Claudia Huser.
Ihr Hauptargument: Das Tier-
wohl stehe immermehr imKon-

flikt mit Umweltauswirkungen,
die etwa durch mehr Auslauf-
flächen verursachtwerden.

«Raumplanerischer
Wahnsinn»
«Durch die Initiative würden
noch mehr bisher unverbaute
Flächen durch die Anforderung
an grössere Ställe verbaut. Die-
sesZiel kann ichnichtunterstüt-
zen.» Die Stadtluzernerin, die
imkommenden Jahr fürdenRe-
gierungsrat kandidiert, vertritt
übrigensnichtdieoffiziellePosi-
tion ihrer Partei. Die GLP fasst
die Parole erst am Samstag.

Auch Ständerätin Andrea
Gmür lehnt die Initiative aus
raumplanerischen Gründen ab,
dasie«massiveAuswirkungen»
auf den Landverbrauch hätte.
«Die Betriebe müssten extrem
ausgebautwerden,das ist raum-
planerischer Wahnsinn.» Als
Beispiel nannte der Luzerner

Bauernverbandspräsident Mar-
kus Kretz die Eierproduktion.
Umdiese imbisherigenUmfang
aufrechtzuerhalten, bräuchte es
rund 1600neue Ställe.

Der Präsident des kanto-
nalen KMU- und Gewerbever-
bands Peter With sagte, laut
einer Studie gehe bei Annahme
der Initiative die Schweine-
fleischproduktion inderSchweiz
um rund 50 Prozent, die Eier-
produktion um 36 Prozent und
jenevonGeflügelbis80Prozent
zurück. Die Initiative gefährde
zudemvieleArbeitsplätze.Aller-
dings sagen die Initianten, dass
bloss 5 Prozent der landwirt-
schaftlichen Betriebe von den
Folgen der Initiative betroffen
wären.

Tierwohlvorschriften
verteuernStallbau
Dasseinichtkorrekt, sagteMar-
kus Kretz. «Bei Schweinezucht-

betrieben sind es etwa 95 Pro-
zent, da für die Ferkel neu Aus-
lauf entstehen müsste. Bei den
Mastschweinehaltern wären
rund40Prozent betroffen.»

Auch Thomas und Priska
Renggli sehen die Initiative
skeptisch. Das Landwirtepaar
produziert auf demHof Giebel
nach dem Label IP-Suisse.
Hauptstandbeine sind die
Milchwirtschaft sowie die
Schweinezucht und -mast. Erst
vor vier Jahren hat die Familie
einen neuen Stall gebaut. Sie
hätten sich bewusst für die La-
belproduktion mit strengeren
Tierwohlvorschriften entschie-
den, was den Bau verteuert
habe. DieMassentierhaltungs-
initiave sei auf seinem Betrieb
nicht umsetzbar, sagt Thomas
Renggli. Er lehnt sie deshalb
ab – wie die grosse Mehrheit
der Luzerner Bäuerinnen und
Bauern.

Lehnen die Vorlage ab: Ständerätin Andrea Gmür und Ständerat Damian Müller in einem Rothenburger Stall. Bild: Eveline Beerkircher (23.8.2022)

Lehrmeister wird verurteilt
DasLuzernerKantonsgericht spricht denMannnur vomVorwurf der sexuellenNötigung frei.

SandraMonika Ziegler

Nach dem Kriminalgericht hat
nun das Kantonsgericht den
«Lehrmeister-Fall»beurteilt.Es
gehtumdenVorwurfder sexuel-
lenNötigungundderNötigung,
geschehen inderZeit vonOkto-
ber2015bisDezember2016.So
soll der Lehrmeister die Privat-
klägerinwährendüberzehnMo-
naten an Brüsten, Hintern und
im Intimbereich betatscht, ver-
bal per Whatsapp mit Worten
wie «Du bist so geil, du törnst
michan, ichwürdedich ...»atta-
ckiertund imKeller zumOralsex
genötigt haben.

Sie schwieg, aus Angst, die
Lehrstelle zuverlieren.Während
sie die Whatsapp-Nachrichten
und das Betatschen noch weg-
stecken konnte, sei er aber mit
dem erzwungenen Oralsex zu

weit gegangen, führte sie bei di-
versen Einvernahmen aus.
Nachdem sie die Vorfälle be-
triebsintern gemeldet hatte, es
jedochzukeinenKonsequenzen
kam,erstattete sie2017Strafan-
zeige. Wenig später verlor der
Mann seine Stelle. Erstinstanz-
lich wurde der Lehrmeister im
Mai 2021 zu zehn Monaten be-
dingt verurteilt. Auf einen Lan-
desverweiswurdeverzichtet, da
der Portugiese in der Schweiz
aufgewachsen istundauchseine
eigene Familie hier hat.

Die zweite Instanz, dasKan-
tonsgericht Luzern, kommtnun
zumSchluss,dassderehemalige
Lehrmeister wegen Nötigung
und sexueller Handlungen mit
einer Abhängigen zu bestrafen
ist. Der Vorfall im Keller, wo er
dieAuszubildende zumOralsex
gezwungen haben soll, hielt je-

doch als Anklagepunkt vor dem
Kantonsgericht nicht stand.

Keinesexuelle
Nötigung
So ist im begründeten Urteil
nachzulesen,«dass ihre imVer-
laufdesVerfahrens vorgebrach-
tenDetails zu vieleUnstimmig-
keiten enthielten, sodass an-
hand der Aussagen der
Privatklägerin der besagte und
vom Beschuldigten bestrittene
Vorfall nach strafrechtlichen
Gesichtspunkten nicht bewie-
sen ist».Damitwar diemehrfa-
che sexuelle Nötigung vom
Tisch, es wurde der Grundsatz
«im Zweifel für den Angeklag-
ten»angewendet, underwurde
diesbezüglich frei gesprochen.

Verurteilt wurde er vom
Kantonsgericht zu einer beding-
ten Geldstrafe von 150 Tages-

sätzen à 110 Franken mit einer
Probezeit von zwei Jahren. Der
Mann hat zudem einen Drittel
der Verfahrens- und Gerichts-
kosten – in etwa 7100 Franken
– selber zu tragen, derRestwird
demStaat verrechnet. Sobald es
seine wirtschaftlichen Verhält-
nisse zulassen, muss er zudem
an die Kosten der amtlichen
Verteidigung von3346Franken
zahlen.

Für die Privatklägerin hat
der Freispruch von der sexuel-
lenNötigung zur Folge, dass die
geforderteGenugtuungssumme
vonursprünglich 7000Franken
auf 1000 Franken reduziert
wurde. Die Kosten des Verfah-
rens hat die Privatklägerin zu
zwei Dritteln, in etwa 7000
Franken, selber zu tragen. Das
Urteil kann noch ans Bundes-
gericht weitergezogenwerden.

Parkieren unter dem Heim
Über 400Unterschriften hat ein Initiativkomitee in
Sempach für ein unterirdisches Parkhaus gesammelt.

Die Gemeindeinitiative «Pro
ParkhausSeeparkingSempach»
ist mit «deutlich» über 400
Unterschriften zu Stande ge-
kommen und gültig, schreibt
das Initiativkomitee in einer
Mitteilung.Die vielen positiven
Rückmeldungenwürdenzeigen,
dass ein öffentliches Parkhaus
für die SempacherBevölkerung
ein grosses Anliegen und Be-
dürfnis ist, heisst es weiter.

Das von Privatpersonen
Ende Mai lancierte Initiativ-
begehrenwill, dass imZuge des
NeubausdesAltersheimsMeier-
höfli eine öffentliche unterirdi-
sche Autoeinstellhalle mit 120
bis 150Parkplätzenerstelltwird.
Die noch unbekannten Kosten
könntenmittelsSpezialfinanzie-
rung aus denGemeindeeinnah-
men der Parkplatzbewirtschaf-
tung gedecktwerden.

Grund für die Initiative sei das
Parkplatzproblem in Sempach,
so das Komitee. Dabei sollen
die bestehenden Parkmöglich-
keiten imStädtli fürRestaurant-
besucheundEinkaufenerhalten
bleiben.

Für längeresParkieren
dasSeeparking
Das Seeparking Sempach wäre
eher für jenePersonengedacht,
die länger parkieren möchten;
beispielsweise Mitarbeitende
sowie Besucherinnen und Be-
sucher des Alterswohnheims
Meierhöfli, der Festhalle See-
park, des Minigolfes oder der
Seeallee.

Das Initiativkomiteeerwarte
vom Stadtrat eine baldige Vor-
lage zur Abstimmung über das
Initiativbegehren, heisst es
weiter. (fmü)

Feuerverbot im
Wald aufgehoben
Trockenheit lm August wurde
im Kanton Luzern sowie in an-
deren Zentralschweizer Kanto-
nen aufgrund anhaltender Tro-
ckenheit ein Feuerverbot
im Wald und in Waldnähe ver-
hängt. Wie der Kanton Luzern
amDienstagnachmittag ineiner
Mitteilung schreibt, ist das Feu-
erverbot per sofort aufgehoben.
Der Grund: Seit Donnerstag
fielen in weiten Teilen des Kan-
tons Luzern 30 bis 40Millime-
terRegen.Einzig imnördlichen
Kantonsteil sei dieRegenmenge
mit 10 bis 20 Millimeter gerin-
ger gewesen.

Die Dienststelle Landwirt-
schaft und Wald hat in Abspra-
che mit dem Feuerwehrinspek-
torat der Gebäudeversicherung
Luzern und mit den Zentral-
schweizer Kantonen beschlos-
sen, die Gefahrenstufe von
«gross»auf«erheblich»zurück-
zustufen.DieGefahr vonWald-
bränden sei nochnicht definitiv
gebannt, sie habe sich aber
merklich entschärft.

Brandgefahrbesteht
inWäldernweiterhin
Der Kanton mahnt trotz Aufhe-
bung des Feuerverbots zur Vor-
sicht – insbesondere im nördli-
chen Kantonsteil: Für tiefwur-
zelnde Bäume und für das
Grundwasser istnochkeineEnt-
spannung eingetroffen und be-
reits gefallenes Laub kann
schnell wieder austrocknen,
warntderKanton.Weiterhinsol-
lennur fest eingerichteteFeuer-
stellen benutzt werden – auf-
grund des niederschlagsarmen
Sommers seien die Waldböden
nuroberflächlichbefeuchtet.Es
bestehe weiterhin die Gefahr,
dass durch weggeworfene Rau-
cherwaren, Funkenflug eines
GrillfeuersoderFeuerwerkskör-
per Brände entstehen.DerKan-
ton empfiehlt folgendes Verhal-
ten: Keine Raucherwaren und
Streichhölzer wegwerfen, fest
eingerichtete Feuerstellen be-
nutzen, bei starkemWind – vor-
nehmlich vor und während Ge-
wittern–wegendesstarkenFun-
kenflugs kein Feuer entfachen,
Feuernieunbeaufsichtigt lassen
und amEnde ganz löschen. (pl)


